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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 217/13 B 
 
L 13 R 3166/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 R 1974/10 (SG Freiburg) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………….,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. August 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 14. Mai 2013 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14.5.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

große Witwenrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf einen Verfahrensmangel und die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 1.8.2013 genügt den ge-

setzlichen Anforderungen nicht, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungs-

gemäß dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

1. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel 

(vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die 

Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen 

materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Be-

einflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend ge-

machte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf 

eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag be-

zieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG). Das LSG sei zu Un-

recht ihren Beweisanträgen auf Zeugenvernehmung in den erstinstanzlichen Schriftsätzen vom 

25.6.2010 und 18.4.2011 sowie in der Berufungsbegründung vom 18.1.2013 nicht nachgekom-

men. Sicherlich wären bei anwaltlicher Vertretung die Beweisanträge präziser formuliert worden. 

Dennoch dürften die Förmlichkeiten an einen Beweisantritt nicht überstrapaziert werden. In den 

Formulierungen des die Klägerin erst- und zweitinstanzlich vertretenden V.  und der Auflistung 

der Zeugen werde jedoch ganz klar die Intention erkennbar, dass sie mit den Zeugenverneh-

mungen habe beweisen wollen, dass sie seit langem in gegenseitiger Liebe mit ihrem ver-

storbenen Mann verbunden und seit langem eine Liebeshochzeit geplant gewesen sei, diese 

jedoch nur aufgrund widriger Umstände erst relativ spät habe erfolgen können.  

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung 

eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht 

gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte Tatfragen 

als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung drängen müssen, 
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(3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und 

(4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf einer angeblich fehlerhaft un-

terlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten 

Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme von seinem Standpunkt aus zu einem ande-

ren, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (zum Ganzen s BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 8). 

 

Zudem kann ein - wie hier - in der Berufungsinstanz durch den V.   rechtskundig vertretener 

Beteiligter nur dann mit der Rüge des Übergehens eines Beweisantrags gehört werden, wenn er 

diesen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch entsprechenden Hinweis zu Proto-

koll aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweisantrag in seinem Urteil wiedergibt (stRspr, 

vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Denn nur dann hätte nach Sinn und Zweck 

des § 160 Abs 2 Nr 3 letzter Teils SGG ein Beweisantrag die Warnfunktion dahin gehend erfüllt, 

dass ein Beteiligter die Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt 

ansieht (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; Nr 31 S 52). Wird ein Rechtsstreit ohne mündli-

che Verhandlung entschieden, tritt an die Stelle des Schlusses der mündlichen Verhandlung der 

Zeitpunkt der Zustimmung zu einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung gemäß § 124 

Abs 2 SGG (BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4 f).  

 

Die Klägerin hat aber nicht vorgetragen, entsprechende prozessordnungsgemäße Beweisan-

träge auf Zeugenvernehmung auch noch bis zu einem dieser Zeitpunkte aufrechterhalten zu 

haben. Auch erschließt sich aus der Beschwerdebegründung nicht, dass die Klägerin trotz Erklä-

rung des Einverständnisses gemäß § 124 Abs 2 SGG auf einer Durchführung der beantragten 

Beweisaufnahme beharrt hätte. Denn nur dann gelten zuvor schriftsätzlich gestellte Beweisan-

träge als nicht erledigt. Jedenfalls einem rechtskundig vertretenen Beteiligten, der vorbehaltlos 

sein Einverständnis mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung durch Urteil erklärt, 

muss klar sein, dass das Gericht ohne weitere Sachaufklärung entscheiden kann (BSG SozR 

3-1500 § 124 Nr 3 S 5).  

 

2. Soweit die Klägerin die grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG geltend 

macht und meint, bezüglich des unbestimmten Rechtsbegriffes der besonderen Umstände sei 

klärungsbedürftig, "ob, wenn eine Heiratsabsicht bereits vor der Kenntnis von einer schweren, 

lebensbedrohlichen Erkrankung nachweislich vorliegt, der Beweis geführt ist, dass andere als 

Versorgungsgesichtspunkte zumindest gleichwertig für die Eheschließung sind", erfüllt ihr Vor-

trag nicht ansatzweise die Darlegungsanforderungen an eine Grundsatzrüge (vgl hierzu exem-

plarisch BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN).  

 

3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne 

Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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